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2010
2129

Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten 

für die Zulassung, Überwachung sowie 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-

widrigkeiten bei Vorhaben nach § 20 
in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 19.3 bis 19.9 

des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung – UVPG – sowie für den Vollzug der 
Verordnung über Rohrfernleitungsanlagen – 

Rohrfernleitungsverordnung – und zur 
Änderung der zweiten Verordnung 
über die Bestimmung besonderer 

Vollzugsbehörden
Vom 8. Juni 2004

Aufgrund des § 5 Abs. 3 Satz 1 des Landesorganisati-
onsgesetzes – LOG – vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2003
(GV. NRW. S. 808), des § 56 Abs. 2 Satz 2 des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (VwVG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 2003 (GV. NRW. S. 156), zuletzt
geändert durch Ergänzung vom 12. September 2003 (GV.
NRW. S. 570), und des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten (OwiG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezember 2003
(BGBl. I S. 2838), wird nach Anhörung des Ausschusses
für Innere Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform
und des Ausschusses für Umweltschutz und Raumord-
nung des Landtags verordnet:

2129
Artikel I

§ 1 

Zulassung von Rohrleitungsanlagen 
und künstlichen Wasserspeichern

(1) Zuständige Behörde für die Planfeststellung und die
Plangenehmigung nach § 20 sowie für den Erlass nach-
träglicher Auflagen nach § 21 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung von 

1. Rohrleitungsanlagen zum Befördern wassergefähr-
dender Stoffe im Sinne von § 19a Abs. 2 WHG, ausge-
nommen Anlagen, die den Bereich eines Werksgelän-
des nicht überschreiten, Zubehör einer Anlage zum
Umgang mit solchen Stoffen sind oder Anlagen ver-
binden, die in engem räumlichen und betrieblichen
Zusammenhang miteinander stehen und kurzräumig
durch landgebundene öffentliche Verkehrswege
getrennt sind (Nummer 19.3 der Anlage 1 des UVPG)

2. Rohrleitungsanlagen, soweit sie nicht unter Nummer
19.3 fallen, zum Befördern von verflüssigten Gasen,
ausgenommen Anlagen, die den Bereich eines Werks-
geländes nicht überschreiten (Nummer 19.4 der
Anlage 1 des UVPG)

3. Rohrleitungsanlagen, soweit sie nicht unter Nummer
19.3 oder als Energieanlagen im Sinne des Energie-
wirtschaftsgesetzes unter Nummer 19.2 fallen, zum
Befördern von nichtverflüssigten Gasen, ausgenom-
men Anlagen, die den Bereich eines Werksgeländes
nicht überschreiten (Nummer 19.5 der Anlage 1 des
UVPG)

4. Rohrleitungsanlagen zum Befördern von Stoffen im
Sinne von § 3a des Chemikaliengesetzes, soweit sie
nicht unter eine der Nummern 19.2 bis 19.5 fallen und
ausgenommen Abwasserleitungen sowie Anlagen, die
den Bereich eines Werksgeländes nicht überschreiten
oder Zubehör einer Anlage zum Lagern solcher Stoffe
sind (Nummer 19.6 der Anlage 1 des UVPG)

5. Rohrleitungsanlagen zum Befördern von Dampf oder
Warmwasser, die den Bereich eines Werksgeländes
überschreiten (Dampf- und Warmwasserpipelines)
(Nummer 19.7 der Anlage 1 des UVPG)

6. Rohrleitungsanlagen, soweit sie nicht unter Nummer
19.6 fallen, zum Befördern von Wasser, die das Gebiet

einer Gemeinde überschreiten (Wasserfernleitungen)
(Nummer 19.8 der Anlage 1 des UVPG)

7. künstlichen Wasserspeichern (Nummer 19.9 der
Anlage 1 des UVPG)

ist die Bezirksregierung.

(2) Bei Durchführung eines Planfeststellungsverfah-
rens ist die Planfeststellungsbehörde zugleich Anhö-
rungsbehörde. 

(3) Sieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die Errich-
tung und den Betrieb einer Rohrleitungsanlage oder eines
künstlichen Wasserspeichers vor, ist die Bezirksregierung
Arnsberg als obere Bergbehörde zuständige Behörde.

(4) Berührt eine Rohrleitungsanlage oder ein künstli-
cher Wasserspeicher die örtliche Zuständigkeit mehrerer
Bezirksregierungen, kann das Ministerium für Umwelt
und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz des Landes NRW die zuständige Bezirksregierung
bestimmen.

§ 2

Überwachung von Rohrleitungsanlagen 
und künstlichen Wasserspeichern, 

Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

(1) Zuständige Behörde für die Überwachung und für
die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
nach § 23 UVPG ist das Staatliche Umweltamt.

(2) Ist die Zulassung nach § 1 Abs. 3 erteilt, ist das
Bergamt zuständige Behörde für die Überwachung und
für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten nach § 23 UVPG.

(3) Berührt eine Rohrleitungsanlage oder ein künstli-
cher Wasserspeicher die örtliche Zuständigkeit mehrerer
Staatlicher Umweltämter, kann das Ministerium für
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz ein Staatliches Umweltamt als zuständige
Behörde bestimmen.

(4) Berührt eine Rohrleitungsanlage oder ein künstli-
cher Wasserspeicher die örtliche Zuständigkeit mehrerer
Bergämter, kann das Ministerium für Verkehr, Energie
und Landesplanung ein Bergamt als zuständige Behörde
bestimmen.

§ 3 

Vollzug der Rohrfernleitungsverordnung

(1) Zuständige Behörde für den Vollzug der Aufgaben
nach § 5 Abs. 1 Satz 2 und § 11 der Rohrfernleitungsver-
ordnung ist die Bezirksregierung.

(2) Zuständige Behörde für den Vollzug der Aufgaben
nach §§ 4, 5 Abs. 2, §§ 7, 8 und 10 der Rohrfernleitungs-
verordnung ist das Staatliche Umweltamt.

Berührt eine Rohrleitungsanlage oder ein künstlicher
Wasserspeicher die örtliche Zuständigkeit mehrerer
Behörden, gelten die nach § 1 Abs. 4 und § 2 Abs. 3
getroffenen Zuständigkeitsbestimmungen auch für den
Vollzug der Rohrfernleitungsverordnung.

2010
Artikel II

Die zweite Verordnung über die Bestimmung besonde-
rer Vollzugsbehörden vom 11. März 1997 (GV. NRW.
S. 51), zuletzt geändert durch Verordnung vom 1. Mai
2003 (GV. NRW. S. 260), wird wie folgt geändert:

In § 1 wird der 4. Spiegelstrich wie folgt gefasst:

„– nach § 20 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5.
September 2001 (BGBl. I S. 2350) in der jeweils geltenden
Fassung betreffend die in der Anlage 1 dieses Gesetzes
unter Nummern 19.3 bis 19.9 aufgeführten Vorhaben,
ausgenommen Vorhaben, die ein bergrechtlicher
Betriebsplan vorsieht,“.

Artikel III

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in
Kraft. Artikel I tritt mit Ablauf von 5 Jahren nach In-
Kraft-Treten außer Kraft.
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Düsseldorf, den 8. Juni 2004

Die Landesregierung 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident
(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Die Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Bärbel  H ö h n

– GV. NRW. 2004 S. 376

20303

Verordnung 
zur Änderung mutterschutz- und urlaubs-

rechtlicher Vorschriften im Lande 
Nordrhein-Westfalen

Vom 22. Juni 2004

Auf Grund des § 86 Abs. 1 und 2 und des § 101 Abs. 1
und 2 des Landesbeamtengesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV. NRW. S. 234),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2003
(GV. NRW. S. 814), in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Satz 1
des Landesrichtergesetzes vom 29. März 1966 (GV. NRW.
S. 217), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. April 1999
(GV. NRW. S. 148), wird verordnet:

Artikel 1
Änderung der Verordnung 

über den Mutterschutz für Beamtinnen 
im Lande Nordrhein-Westfalen

Die Verordnung über den Mutterschutz für Beamtinnen
im Lande Nordrhein-Westfalen (MuSchVB) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 4. Juli 1968 (GV. NRW.
S. 230), zuletzt geändert durch Verordnung vom 11.
Dezember 2001 (GV. NRW. S. 870), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

a) In Satz 1 werden nach den Wörtern „bei Frühge-
burten“ die Wörter „und sonstigen vorzeitigen Ent-
bindungen“ eingefügt.

b) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Beim Tode ihres Kindes kann die Mutter auf ihr
ausdrückliches Verlangen ausnahmsweise schon
vor Ablauf dieser Fristen, aber noch nicht in den
ersten zwei Wochen nach der Entbindung, wieder
beschäftigt werden, wenn nach ärztlichem Zeugnis
nichts dagegen spricht; sie kann ihre Erklärung
jederzeit widerrufen.“

2. § 5a wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „einen Erziehungsur-
laub“ durch die Wörter „eine Elternzeit“ ersetzt.

b) In Satz 1 und Satz 2 werden die Wörter „des Erzie-
hungsurlaubs“ durch die Wörter „der Elternzeit“
ersetzt.

3. Nach § 5a wird folgender § 5b eingefügt:

„§ 5b

Für den Anspruch auf Erholungsurlaub und dessen
Dauer nach den Vorschriften der Erholungsurlaubs-
verordnung gelten die Ausfallzeiten wegen mutter-
schutzrechtlicher Beschäftigungsverbote als Beschäf-
tigungszeiten. Dies gilt nicht für Beamtinnen, die sich
während der Beschäftigungsverbote gem. § 2 Abs. 2
und § 4 Abs. 1 Satz 1 in einer Elternzeit befinden, ohne
eine Teilzeitbeschäftigung im Sinne von § 85a LBG bei
ihrem Dienstherrn auszuüben. Hat die Beamtin ihren
Urlaub vor Beginn der Beschäftigungsverbote nicht
oder nicht vollständig erhalten, so kann sie nach
Ablauf der Fristen den Resturlaub im laufenden oder
im nächsten Urlaubsjahr beanspruchen.“

4. Nach § 15 wird folgender § 16 eingefügt:

„§ 16

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des 31. Dezem-
ber 2009 außer Kraft.“

Artikel 2
Änderung der Verordnung 

über den Erziehungsurlaub 
für Beamtinnen und Beamte 

und Richterinnen und Richter 
im Lande Nordrhein-Westfalen

Die Verordnung über den Erziehungsurlaub für Beam-
tinnen und Beamte und Richterinnen und Richter im
Lande Nordrhein-Westfalen (Erziehungsurlaubsverord-
nung – ErzUV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22. Juli 1992 (GV. NRW. S. 320), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 11. Dezember 2001 (GV. NRW. S. 870),
wird wie folgt gefasst:

„Verordnung 
über die Elternzeit 

für Beamtinnen und Beamte 
und Richterinnen und Richter 

im Lande Nordrhein-Westfalen
(Elternzeitverordnung – EZVO)

§ 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für die Beamtinnen und Beam-
ten des Landes, der Gemeinden, der Gemeindeverbände
und der anderen der Aufsicht des Landes unterstehenden
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts.

§ 2

Anspruchsvoraussetzungen

(1) Beamtinnen und Beamte haben Anspruch auf
Elternzeit ohne Dienstbezüge oder Anwärterbezüge,
wenn sie mit einem Kind,

a) für das ihnen die Personensorge zusteht,

b) der Ehegattin oder des Ehegatten oder der Lebens-
partnerin oder des Lebenspartners, 

c) das sie in Vollzeitpflege (§ 33 des Achten Buches Sozi-
algesetzbuch) oder in Adoptionspflege (§ 1744 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs) aufgenommen haben, 

oder

d) für das sie auch ohne Personensorgerecht in den Fäl-
len des § 1 Abs. 1 Satz 3 oder Abs. 3 Nr. 3 des Bundes-
erziehungsgeldgesetzes oder im besonderen Härtefall
des § 1 Abs. 5 des Bundeserziehungsgeldgesetzes
Erziehungsgeld beziehen können, 

in einem Haushalt leben und dieses Kind selbst betreuen
und erziehen. Bei einem leiblichen Kind eines nicht sor-
geberechtigten Elternteils ist die Zustimmung des sorge-
berechtigten Elternteils erforderlich.

(2) Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis zur Vollen-
dung des dritten Lebensjahres des Kindes, bei einem
angenommenen oder in Vollzeit- oder Adoptionspflege
genommenen Kind bis zu drei Jahren, seitdem das Kind
in Obhut genommen wurde, längstens bis zur Vollendung
des achten Lebensjahres des Kindes. Auf Antrag ist ein
Anteil von bis zu zwölf Monaten für jedes Kind bis zur
Vollendung des achten Lebensjahres übertragbar, wenn
zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

(3) Die Elternzeit kann, auch anteilig, von jedem
Elternteil allein oder von beiden Elternteilen gemeinsam
genommen werden; sie ist jedoch auf bis zu drei Jahre für
jedes Kind begrenzt. Die Zeit der Mutterschutzfrist nach
§ 4 Abs. 1 der MuSchVB wird auf diese Begrenzung ange-
rechnet. Satz 1 gilt entsprechend für Ehegatten, Lebens-
partner und die Berechtigten gem. Absatz 1 Buchstabe c.

§ 3

Teilzeitbeschäftigung oder Teilzeitarbeit

Während der Elternzeit darf die Beamtin oder der
Beamte
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a) Teilzeitbeschäftigung unter den Voraussetzungen des
§ 85a des Landesbeamtengesetzes, die eine wöchentli-
che Arbeitszeit von 30 Stunden nicht übersteigt, oder

b) Teilzeitarbeit, die eine wöchentliche Arbeitszeit von
30 Stunden nicht übersteigt, 

mit Zustimmung der oder des Dienstvorgesetzten auch
bei einem anderen Dienstherrn oder einer anderen
Arbeitgeberin oder einem anderen Arbeitgeber oder als
Selbstständige oder als Selbstständiger i.S.d. § 68 Abs. 1
Nr. 3 LBG leisten. Die oder der Dienstvorgesetzte kann
diesen Antrag nur innerhalb von vier Wochen aus drin-
genden dienstlichen Gründen schriftlich ablehnen.

§ 4

Antragstellung / Beendigung

(1) Beamtinnen und Beamte müssen die Elternzeit,
wenn diese unmittelbar nach der Geburt des Kindes oder
nach der Mutterschutzfrist (§ 2 Abs. 3 Satz 2) beginnen
soll, spätestens sechs Wochen, sonst spätestens acht
Wochen vor Beginn schriftlich bei der oder dem Dienst-
vorgesetzten beantragen und gleichzeitig erklären, für
welche Zeiten sie Elternzeit bis zum vollendeten zweiten
Lebensjahr des Kindes nehmen werden. In dringenden
Fällen ist ausnahmsweise auch eine kürzere Frist mög-
lich. Die Zeit einer Mutterschutzfrist bzw. eines anschlie-
ßenden Erholungsurlaubs wird auf den Zweijahreszeit-
raum nach Satz 1 angerechnet. 

(2) Die Elternzeit darf, unabhängig davon, ob sie von
den Elternteilen allein oder gemeinsam genommen wird,
insgesamt auf bis zu zwei Zeitabschnitte verteilt werden;
eine Verteilung auf weitere Zeitabschnitte ist nur mit
Zustimmung der oder des Dienstvorgesetzten möglich.
Der Dienstherr soll die Elternzeit bescheinigen und kann
von der Beamtin oder dem Beamten die Vorlage einer
Bescheinigung vom Arbeitgeber des anderen Elternteils
verlangen. Bei Beamtinnen und Beamten mit Lehraufga-
ben im Schul- und Hochschuldienst sind Unterbrechun-
gen der Elternzeit, die überwiegend auf die Schulferien
oder die vorlesungsfreie Zeit entfallen, nicht zulässig; bei
der Wahl von Beginn und Ende der Elternzeit dürfen
Schulferien oder die vorlesungsfreie Zeit nicht ausge-
spart werden. 

(3) Kann eine Beamtin oder ein Beamter aus einem von
ihr oder ihm nicht zu vertretenden Grund eine sich
unmittelbar an das Beschäftigungsverbot nach der
Geburt des Kindes anschließende Elternzeit nicht recht-
zeitig beantragen, so muss sie oder er dies innerhalb einer
Woche nach Wegfall des Grundes nachholen.

(4) Die Elternzeit kann vorzeitig beendet oder im Rah-
men des § 2 Abs. 2 verlängert werden, wenn die oder der
Dienstvorgesetzte zustimmt. Die vorzeitige Beendigung
wegen der Geburt eines weiteren Kindes oder wegen eines
besonderen Härtefalles (§ 1 Abs. 5 des Bundeserziehungs-
geldgesetzes) kann die oder der Dienstvorgesetzte nur
innerhalb von vier Wochen aus dringenden dienstlichen
Gründen schriftlich ablehnen. Die Beamtin kann ihre
Elternzeit nicht wegen der Mutterschutzfristen des § 2
Abs. 2 und § 4 Abs. 1 der Mutterschutzverordnung vorzei-
tig beenden. Eine Verlängerung kann verlangt werden,
wenn ein vorgesehener Wechsel in der Anspruchsberech-
tigung aus einem wichtigen Grund nicht erfolgen kann.

(5) Stirbt das Kind während der Elternzeit, endet diese
spätestens drei Wochen nach dem Tode des Kindes.

§ 5

Änderung der Anspruchsberechtigung

Eine Änderung in der Anspruchsberechtigung hat die
Beamtin oder der Beamte der oder dem Dienstvorgesetz-
ten unverzüglich mitzuteilen.

§ 6

Entlassung aus dem Beamtenverhältnis

(1) Während der Elternzeit darf die Entlassung von
Beamtinnen und Beamten auf Probe oder auf Widerruf
gegen ihren Willen nur ausgesprochen werden, wenn ein
Sachverhalt vorliegt, bei dem Beamtinnen und Beamte
auf Lebenszeit aus dem Dienst zu entfernen wären.

(2) Die §§ 31, 32 und 44 Abs. 4 Satz 2 des Landesbeam-
tengesetzes bleiben unberührt.

§ 7

Krankenversicherung

Der Beamtin oder dem Beamten werden während der
Elternzeit die Beiträge für die Krankenversicherung in
Höhe von monatlich 31 ¤ erstattet, wenn die Dienst- oder
Anwärterbezüge (ohne die mit Rücksicht auf den Famili-
enstand gewährten Zuschläge und ohne Aufwandsent-
schädigung sowie ohne Auslandsdienstbezüge nach § 52
Abs. 1 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes) im Monat
vor Beginn der Elternzeit die monatliche Versicherungs-
pflichtgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung
nicht überschritten haben. § 189 Abs. 2 LBG bleibt unbe-
rührt.

§ 8

Richterlicher Dienst

Diese Verordnung gilt entsprechend für Richterinnen
und Richter mit der Maßgabe, dass die im Sinne von § 3
Abs. 1 Satz 1 Buchstaben a und b zulässige Teilzeitbe-
schäftigung gem. §§ 6a, 6c LRiG mindestens mit der
Hälfte des regelmäßigen Dienstes geleistet werden muss.

§ 9

Befristung

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des 31. Dezem-
ber 2009 außer Kraft.“

Artikel 3
Änderung der Verordnung 
über den Erholungsurlaub 

der Beamtinnen und Beamten
und Richterinnen und Richter 

im Lande Nordrhein-Westfalen

Die Verordnung über den Erholungsurlaub der Beam-
tinnen und Beamten und Richterinnen und Richter im
Lande Nordrhein-Westfalen (Erholungsurlaubsverord-
nung – EUV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. September 1993 (GV. NRW. S. 690), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 2. September 1997 (GV. NRW.
S. 314), wird wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Der Erholungsurlaub wird nicht nach Satz 1
gekürzt, wenn und solange die Beamtin oder der
Beamte während der Elternzeit oder des Urlaubs
nach § 85a des Landesbeamtengesetzes bei dem
eigenen Dienstherrn eine Teilzeitbeschäftigung
ausübt.“

b) Absatz 4 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Hat die Beamtin oder der Beamte den ihr oder ihm
zustehenden Erholungsurlaub vor Beginn des
Urlaubs ohne Besoldung oder der Elternzeit nicht
oder nicht vollständig erhalten, so ist der Restur-
laub im laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr
nach dem Ende dieses Urlaubs ohne Besoldung
oder dieser Elternzeit zu gewähren.“

c) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 5 und 6
eingefügt:

„(5) Für das Urlaubsjahr, in dem eine gemäß 
§ 78b Abs. 4 des Landesbeamtengesetzes oder § 6c
Abs. 3 des Landesrichtergesetzes bewilligte volle
ununterbrochene Freistellung vom Dienst beginnt
oder endet, wird der Erholungsurlaub wie in
den Fällen des Absatzes 4 Satz 1 berechnet. Ab-
satz 4 Sätze 3 und 4 finden entsprechende An-
wendung.

(6) Für das Urlaubsjahr, in dem eine gemäß § 78 d
Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes bis zum Beginn
des Ruhestandes dauernde Freistellung beginnt,
wird der Erholungsurlaub wie in den Fällen des
Absatzes 4 Satz 1 berechnet.“

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7.

378



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 24 vom 20. Juli 2004

2. Nach § 16 wird folgender § 17 eingefügt:

„§ 17

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des 31. Dezem-
ber 2009 außer Kraft.“

Artikel 4
Änderung der Verordnung 

über den Sonderurlaub 
der Beamtinnen und Beamten 
und Richterinnen und Richter 

im Lande Nordrhein-Westfalen

Die Verordnung über den Sonderurlaub der Beamtin-
nen und Beamten und Richterinnen und Richter im
Lande Nordrhein-Westfalen (Sonderurlaubsverordnung –
SUrlV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.
September 1993 (GV. NRW. S. 691), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 2. September 1997 (GV. NRW.
S. 314), wird wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „§§ 53 UG, 36 FHG“
durch die Wörter „§§ 51 HG, 29 KunstHG“ er-
setzt.

b) Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:

„Den Urlaub bewilligt die Rektorin oder der Rek-
tor bzw. die Präsidentin oder der Präsident der
Hochschule.“

c) Absatz 2 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Die Abwesenheit ist der Rektorin oder dem Rek-
tor bzw. der Präsidentin oder dem Präsidenten der
Hochschule rechtzeitig vor Antritt des Urlaubs
anzuzeigen.“

d) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Den Urlaub bewilligt die Rektorin oder der Rek-
tor bzw. die Präsidentin oder der Präsident der
Hochschule.“

e) Absatz 4 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Den Urlaub bewilligt die Rektorin oder der Rek-
tor bzw. die Präsidentin oder der Präsident der
Hochschule; sofern die Besoldung für eine sechs
Wochen übersteigende Zeit mit mehr als der Hälfte
oder für einen Zeitraum von mehr als sechs Mona-
ten belassenen werden soll, jedoch nur mit Zustim-
mung des Ministeriums für Wissenschaft und For-
schung und des Finanzministeriums.“

2. In § 7 Abs. 3 wird in Satz 1 das Wort „zwölf“ durch das
Wort „acht“ ersetzt.

3. § 12 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Zur Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres
nach dem Gesetz zur Förderung des freiwilligen sozia-
len Jahres oder zur Ableistung eines freiwilligen öko-
logischen Jahres nach dem Gesetz zur Förderung eines
freiwilligen ökologischen Jahres kann Urlaub ohne
Besoldung bis zur Dauer von 18 Monaten bewilligt
werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenste-
hen.“ 

4. Nach § 20 wird folgender § 21 eingefügt:

„§ 21

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des 31. Dezem-
ber 2009 außer Kraft.“

Artikel 5
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung
in Kraft. 

Düsseldorf, den 22. Juni 2004

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Stellvertreter
des Ministerpräsidenten

(L. S.) Dr. Michael  V e s p e r

Der Innenminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

– GV. NRW. 2004 S. 377

20320

Verordnung 
über den finanziellen Ausgleich von 

Vorgriffsstunden nach der Verordnung zur 
Ausführung des § 5 Schulfinanzgesetz 

(Ausgleichszahlungsverordnung Vorgriffsstunde)
Vom 8. Juni 2004

Aufgrund des § 48 Abs. 3 des Bundesbesoldungsgeset-
zes (BBesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6.
August 2002 (BGBl. I S. 3020) verordnet die Landesregie-
rung:

§ 1 

Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt die Gewährung einer Aus-
gleichszahlung in den Fällen, in denen der zeitliche Aus-
gleich für zusätzliche Pflichtstunden nach § 4 der Verord-
nung zur Ausführung des § 5 Schulfinanzgesetz (VO zu
§ 5 SchFG) in der Fassung des Artikels 6 Nr. 2 des zehn-
ten Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
vom 17. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 814) ganz oder teil-
weise unmöglich wird.

§ 2 

Anspruchsvoraussetzungen

(1) Die Ausgleichszahlung wird in folgenden Fällen
gewährt:

1. bei Beendigung des Beamtenverhältnisses,

2. beim Wechsel des Dienstherrn,

3. bei sonstiger Beendigung der ungleichmäßigen Vertei-
lung der zusätzlichen Pflichtstunden, wenn darauf die
Unmöglichkeit des Pflichtstundenausgleichs beruht.

(2) Die Ansprüche der Beamtin oder des Beamten nach
Absatz 1 entfallen bei

1. Verlust der Beamtenrechte nach § 51 Landesbeamten-
gesetz (LBG),

2. Entfernung aus dem Dienst nach den Vorschriften des
Disziplinarrechts,

3. Entlassung nach § 34 Abs. 1 Nr. 1 LBG.

§ 3

Entstehung, Fälligkeit und Höhe des Anspruchs

(1) Der Anspruch entsteht mit Eintritt des nach § 2
Abs. 1 maßgeblichen Ereignisses und wird entsprechend
§ 4 der VO zu § 5 SchFG schrittweise ab dem Schuljahr
2008/2009 jeweils im elften Schuljahr nach dem Ende
eines Schuljahres fällig, in dem die Lehrerin oder der
Lehrer zur Leistung einer zusätzlichen Pflichtstunde ver-
pflichtet war.

(2) Wird die Leistung der Ausgleichszahlung auf
Antrag der Lehrerin oder des Lehrers mit Beginn der
Ausgleichsphase anteilig vor Eintritt der jeweiligen Fäl-
ligkeit bewirkt, wird die Ausgleichszahlung insoweit auf
der Grundlage des Nennwerts nach Abzug von Zwischen-
zinsen unter Berücksichtigung von Zinseszinsen geleis-
tet. Dabei ist von einem Zinssatz von 5,5 v. H. auszu-
gehen.

(3) Die Höhe der Ausgleichszahlung bestimmt sich
nach den Sätzen der Mehrarbeitsvergütung, die für
Beamtinnen und Beamte im Zeitpunkt des Entstehens
des Ausgleichsanspruchs gelten.

§ 4

In-Kraft-Treten, Überprüfung 
der Auswirkungen der Verordnung

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.
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(2) Das Ministerium für Schule, Jugend und Kinder
überprüft die Auswirkungen dieser Verordnung und
unterrichtet das Kabinett bis spätestens zum Ablauf des
31. Dezember 2010 über das Ergebnis der Überprüfung.

Düsseldorf, den 8. Juni 2004

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Der Innenminister

Dr. Fritz  B e h r e n s

Der Finanzminister

Jochen  D i e c k m a n n

Die Ministerin 
für Schule, Jugend und Kinder

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2004 S. 379

223
Verordnung

zur Änderung der Verordnung 
über die Bildung von regierungsbezirks-

übergreifenden Schulbezirken 
für Bezirksfachklassen des Bildungsgangs 

Berufsschule an Berufskollegs
Vom 30. Juni 2004

Aufgrund des § 9 Abs. 2 Buchstabe c des Schulverwal-
tungsgesetzes (SchVG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18. Januar 1985 (GV. NRW. S. 155, ber. S. 447),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Juli 2003 (GV. NRW.
S. 413), wird verordnet:

Artikel I

Die Anlage gemäß § 1 der Verordnung über die Bildung
von regierungsbezirksübergreifenden Schulbezirken für
Bezirksfachklassen des Bildungsgangs Berufsschule an
Berufskollegs vom 23. Juni 2000 (GV. NRW. S. 554, ber.
S. 639), zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. Juli
2003 (GV. NRW. S. 430) wird wie folgt geändert:

1. Nach der Regelung zum Ausbildungsberuf „Bau-
werksabdichter/Bauwerksabdichterin“ wird fol-
gende Regelung eingefügt:

Spalte „Ausbildungsberuf“: „Bestattungsfachkraft“

Spalte „Schule“: „Berufskolleg Bergisch-Land, Wer-
melskirchen“

Spalte „Schulbezirk“: „Land Nordrhein-Westfalen“

Spalte „Bemerkungen“: „—“.

2. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Betonwer-
ker/Betonwerkerin; Betonfertigteilbauer/Betonfer-
tigteilbauerin“ werden in der Spalte „Ausbildungs-
beruf“ die Wörter „Betonwerker/Betonwerkerin;“
gestrichen.

3. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Elektroma-
schinenbauer/Elektromaschinenbauerin“ wird nach
den Angaben in der Spalte „Ausbildungsberuf“ ein
Semikolon ergänzt und werden die Wörter „Elektro-
maschinenmonteur / Elektromaschinenmonteurin;
Elektroniker für Maschinen- und Antriebstechnik/
Elektronikerin für Maschinen- und Antriebstechnik“
angefügt.

4. Die Regelung zum Ausbildungsberuf „Elektroma-
schinenmonteur/Elektromaschinenmonteurin“ wird
gestrichen.

5. Vor der Regelung zum Ausbildungsberuf „Estrichle-
ger/Estrichlegerin“ wird folgende Regelung eingefügt:

Spalte „Ausbildungsberuf“: „Elektroniker für luft-
fahrttechnische Systeme/Elektronikerin für luft-
fahrttechnische Systeme“

Spalte „Schule“: „Berufskolleg Platz der Republik
für Technik und Medien, Mönchengladbach“

Spalte „Schulbezirk“: „Land Nordrhein-Westfalen“

Spalte „Bemerkungen“: „—“.

6. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Fluggerät-
bauer/Fluggerätbauerin; Fluggerätmechaniker/Flug-
gerätmechanikerin; Flugtriebwerkmechaniker/Flug-
triebwerkmechanikerin“ wird in der Spalte „Ausbil-
dungsberuf“ das Semikolon hinter dem Wort „Flug-
gerätmechanikerin“ sowie die Wörter „Fluggerät-
bauer/Fluggerätbauerin;“ und „Flugtriebwerkme-
chaniker/Flugtriebwerkmechanikerin“ gestrichen.

7. Die Regelung „Goldschmied/Goldschmiedin; Silber-
schmied/Silberschmiedin“ (Berufskolleg 15 der Stadt
Köln, Heinrichstraße) wird aufgehoben.

8. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Gold-
schmied/Goldschmiedin; Silberschmied/Silber-
schmiedin“ (Berufskolleg Ost der Stadt Essen) wer-
den in der Spalte „Schulbezirk“ das Semikolon und
die weiteren Angaben nach den Wörtern „Regie-
rungsbezirke Detmold, Düsseldorf“ gestrichen.

9. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Kälteanla-
genbauer/Kälteanlagenbauerin“ (Bertolt-Brecht-
Berufskolleg, Duisburg) erhalten die Angaben in der
Spalte „Schulbezirk“ folgende Fassung: „Regierungs-
bezirke Düsseldorf, Köln“.

10. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Kälteanla-
genbauer/Kälteanlagenbauerin“ (Hans-Schwier-
Berufskolleg der Stadt Gelsenkirchen) erhalten die
Angaben in der Spalte „Schulbezirk“ folgende Fas-
sung: „Regierungsbezirke Arnsberg, Detmold, Müns-
ter“.

11. Die Regelung für den Ausbildungsberuf „Klebeab-
dichter/Klebeabdichterin“ wird aufgehoben.

12. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Land-
wirt/Landwirtin“ (Richard-von-Weizsäcker-Berufs-
kolleg in Lüdinghausen) wird in der Spalte „Schulbe-
zirk“ nach den Wörtern „Kreis Coesfeld“ ein Komma
ergänzt und werden die Wörter „aus dem Kreis Reck-
linghausen: Castrop-Rauxel, Datteln, Haltern, Oer-
Erkenschwick, Waltrop,“ angefügt.

13. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Milchwirt-
schaftlicher Laborant/Milchwirtschaftliche Labo-
rantin“ wird der Strich in der Spalte „Bemerkungen“
durch das Wort „auslaufend“ ersetzt.

14. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Molkerei-
fachmann/Molkereifachfrau“ wird der Strich in der
Spalte „Bemerkungen“ durch das Wort „auslaufend“
ersetzt.

15. Nach der Regelung zum Ausbildungsberuf „Pferde-
wirt/Pferdewirtin (Ausbildungsschwerpunkt Trab-
rennfahren)“ wird folgende Regelung eingefügt:

Spalte „Ausbildungsberuf“: „Pharmakant/Pharma-
kantin“

Spalte „Schule“: „Berufskolleg Senne der Stadt Bie-
lefeld“

Spalte „Schulbezirk“: „Regierungsbezirke Detmold,
Münster“

Spalte „Bemerkungen“: „—“.

16. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Physiklabo-
rant/Physiklaborantin“ erhalten die Angaben in der
Spalte „Schulbezirk“ folgende Fassung:

„Land Nordrhein-Westfalen“.

17. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Postver-
kehrskaufmann/Postverkehrskauffrau“ erhalten die
Angaben 

a) in der Spalte „Schule“ folgende Fassung:

„Walter-Eucken-Berufskolleg, Düsseldorf“ und

b) in der Spalte „Schulbezirk“ folgende Fassung:

„Land Nordrhein-Westfalen“.
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18. Nach der Regelung für den Ausbildungsberuf „Post-
verkehrskaufmann/Postverkehrskauffrau“ wird fol-
gende Regelung eingefügt:

Spalte „Ausbildungsberuf“: „Produktgestalter – Tex-
til/Produktgestalterin – Textil“

Spalte „Schule“: „Berufskolleg Glockenspitz der
Stadt Krefeld“

Spalte „Schulbezirk“: „Land Nordrhein-Westfalen“

Spalte „Bemerkungen“: „—“.

19. Nach der Regelung zum Ausbildungsberuf „Stukka-
teur/Stukkateurin“ wird folgende Regelung einge-
fügt:

Spalte „Ausbildungsberuf“: „Tankwart/Tankwartin“

Spalte „Schule“: „Hans-Schwier-Berufskolleg der
Stadt Gelsenkirchen“

Spalte „Schulbezirk“: „Regierungsbezirke Detmold,
Münster“

Spalte „Bemerkungen“: „ab zweitem Ausbildungs-
jahr“.

20. In der Regelung zum Ausbildungsberuf „Technischer
Zeichner/Technische Zeichnerin (Heizungs-, Lüf-
tungs- und Sanitärtechnik)“ wird in der Spalte „Aus-
bildungsberuf“ in dem Klammerzusatz das Wort
„Lüftungs-“ durch das Wort „Klima-“ ersetzt.

21. Die Regelung für den Ausbildungsberuf „Veranstal-
tungskaufmann/Veranstaltungskauffrau“ wird auf-
gehoben.

22. Die Regelung für den Ausbildungsberuf „Ver- und
Entsorger/Ver- und Entsorgerin“ wird aufgehoben.

23. Die Regelung für den Ausbildungsberuf „Werbekauf-
mann/Werbekauffrau“ wird aufgehoben.

Artikel II

Die Verordnung tritt am 1. August 2004 in Kraft.

Düsseldorf, den 30. Juni 2004

Die Ministerin 
für Schule, Jugend und Kinder 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2004 S. 380

223
Gesetz 

zur Änderung des Studentenwerksgesetzes 
Vom 6. Juli 2004

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Artikel 1

Änderung des Studentenwerksgesetzes

Das Gesetz über die Studentenwerke im Lande Nord-
rhein-Westfalen (Studentenwerksgesetz – StWG) vom 4.
Januar 1994 (GV. NRW. S. 36), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 7. Dezember 2001 (GV. NRW. S. 856),
wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Studentenwerke mit Sitz in Aachen, Biele-
feld, Bochum, Bonn, Dortmund, Düsseldorf, Essen,
Köln, Münster, Paderborn, Siegen und Wuppertal
sind rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts
mit dem Recht auf Selbstverwaltung.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Zuständig ist

1. das Studentenwerk Aachen für  die Technische
Hochschule Aachen, die Fachhochschule
Aachen und die Hochschule für Musik Köln,
Standort Aachen,

2. das Studentenwerk Bielefeld für die Universi-
tät Bielefeld, die Fachhochschule Bielefeld, die
Fachhochschule Lippe und Höxter in Lemgo
und die Hochschule für Musik Detmold,

3. das Studentenwerk Bochum für die Universi-
tät Bochum, die Fachhochschule Bochum, die
Fachhochschule Gelsenkirchen und die Folk-
wang-Hochschule im Ruhrgebiet, Standort
Bochum,

4. das Studentenwerk Bonn für die Universität
Bonn und die Fachhochschule Bonn-Rhein-
Sieg,

5. das Studentenwerk Dortmund für die Univer-
sität Dortmund, die Fachhochschule Dort-
mund, die Folkwang-Hochschule im Ruhrge-
biet, Standort Dortmund, die Fernuniversität
in Hagen und die Fachhochschule Südwestfa-
len in Iserlohn,

6. das Studentenwerk Düsseldorf für die Univer-
sität Düsseldorf, die Fachhochschule Düssel-
dorf, die Kunstakademie Düsseldorf, die
Robert-Schumann-Hochschule Düsseldorf und
die Fachhochschule Niederrhein in Krefeld,

7. das Studentenwerk Essen-Duisburg für die
Universität Duisburg-Essen und die Folk-
wang-Hochschule im Ruhrgebiet, Standorte
Essen und Duisburg,

8. das Studentenwerk Köln für die Universität
Köln, die Deutsche Sporthochschule Köln, die
Fachhochschule Köln, die Hochschule für
Musik Köln, Standort Köln, und die Kunst-
hochschule für Medien Köln,

9. das Studentenwerk Münster für die Universi-
tät Münster, die Fachhochschule Münster und
die Kunstakademie Münster,

10. das Studentenwerk Paderborn für die Univer-
sität Paderborn, 

11. das Studentenwerk Siegen für die Universität
Siegen,

12. das Studentenwerk Wuppertal für die Univer-
sität Wuppertal und die Hochschule für Musik
Köln, Standort Wuppertal.“

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Die Studentenwerke berücksichtigen die beson-
deren Bedürfnisse behinderter Studierender sowie
der Studierenden mit Kindern. Sie bemühen sich
um eine sachgerechte Betreuung dieser Kinder.“

b) Nach Absatz 2 Satz 2 wird folgender Satz 3 ange-
fügt:

„Die Studentenwerke können weitere Aufgaben
auf sozialem und wirtschaftlichem Gebiet über-
nehmen, sofern weder die Erfüllung der Aufgaben
nach Absatz 1 noch Belange der Hochschule in For-
schung und Lehre beeinträchtigt werden.“

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben können sich die
Studentenwerke Dritter bedienen, sich an Unter-
nehmen beteiligen und Unternehmen gründen.
Dabei stellt das Studentenwerk das Prüfungsrecht
des Landesrechnungshofs nach § 111 der Landes-
haushaltsordnung (LHO) sicher.“

d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 4
und 5.

e) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Studentenwerke gestatten den Studieren-
den der Fernuniversität in Hagen die Benutzung
ihrer Einrichtungen.“

3. § 3 erhält folgende Fassung:

„§ 3

Organe des Studentenwerks
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Organe des Studentenwerks sind:

1. der Verwaltungsrat, die Geschäftsführerin oder der
Geschäftsführer.“

4. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dem Verwaltungsrat gehören an:

1. drei Studierende von Hochschulen im Zuständig-
keitsbereich des Studentenwerks,

2. ein anderes Mitglied einer Hochschule im Zustän-
digkeitsbereich des Studentenwerks,

3. eine Bedienstete oder ein Bediensteter des Studen-
tenwerks,

4. eine Person mit einschlägigen Fachkenntnissen
oder Berufserfahrung auf wirtschaftlichem, recht-
lichem oder sozialem Gebiet,

5. ein Mitglied des Rektorats oder des Präsidiums
einer Hochschule im Zuständigkeitsbereich des
Studentenwerks.“

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 5 wird wie folgt gefasst:

„Gehören zum Zuständigkeitsbereich eines Stu-
dentenwerks mehrere Hochschulen, wird das Mit-
glied nach § 4 Abs. 1 Nr. 5 von den Leitungen der
beteiligten Hochschulen bestimmt.“

b) Absatz 1 Satz 6 erhält folgende Fassung:

„Das Mitglied des Verwaltungsrates nach § 4 Abs. 1
Nr. 3 wird durch die Personalversammlung ge-
wählt.“

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Das Mitglied des Verwaltungsrates nach § 4
Abs. 1 Nr. 4 wird durch die übrigen Mitglieder des
Verwaltungsrates bestellt.“

d) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „nach § 4
Abs. 1 Nrn. 1 bis 4“ gestrichen.

e) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Der Verwaltungsrat wählt nach Bestellung der
Mitglieder gemäß Absatz 2 aus seiner Mitte eine
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Diese oder
dieser sowie ihre oder seine satzungsmäßige Stell-
vertreterin oder ihr oder sein satzungsmäßiger
Stellvertreter dürfen nicht Bedienstete oder
Bediensteter des Studentenwerks gemäß § 4 Abs. 1
Nr. 3 sein. Wird ein Mitglied des Verwaltungsrats
gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 4 Bedienstete oder
Bediensteter des Studentenwerks, endet die Mit-
gliedschaft im Verwaltungsrat.“

6. § 6 erhält folgende Fassung:

„§ 6

Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Die Aufgaben des Verwaltungsrates sind:

1. Erlass und Änderung der Satzung,

2. Erlass und Änderung der Beitragsordnung,

3. Vorschlag an das Ministerium für Wissenschaft
und Forschung für die Bestellung und Abberufung
der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers;
der Vorschlag für die Abberufung bedarf der
Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungsrates,

4. Regelung des Dienstverhältnisses der Geschäfts-
führerin oder des Geschäftsführers,

5. Erlass und Änderung von Richtlinien für die
Geschäftsführung des Studentenwerks und die
Überwachung ihrer Einhaltung,

6. Beschlussfassung über den jährlichen Wirt-
schaftsplan einschließlich der Stellenübersicht,

7. Zustimmung zu Entscheidungen nach § 2 Abs. 3,

8. Beschlussfassung gemäß § 9 Abs. 2 Satz 3,

9. Entgegennahme und Erörterung des Jahresbe-
richts der Geschäftsführerin oder des Geschäfts-
führers und Feststellung des Jahresabschlusses,

10. Beschlussfassung über die Entlastung der
Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers
aufgrund des Prüfungsberichts der Wirtschafts-
prüferin oder des Wirtschaftsprüfers,

11. Bestimmung der Wirtschaftsprüferin oder des
Wirtschaftsprüfers für die Aufgaben gemäß § 10
Abs. 4,

12. Entscheidung über alle sonstigen Angelegenhei-
ten des Studentenwerks, soweit es sich nicht um
die Leitung und Geschäftsführung des Studen-
tenwerks handelt.

Der Verwaltungsrat hat die Tätigkeit der Geschäfts-
führerin oder des Geschäftsführers insbesondere im
Hinblick auf die Organisation, das Rechnungswesen
sowie auf die Einhaltung der Grundsätze der Finan-
zierung und Wirtschaftsführung zu überwachen. Er
kann sich jederzeit über die Geschäftsführung unter-
richten und Auskunft der Geschäftsführerin oder des
Geschäftsführers anfordern.

(2) Gegenüber der Geschäftsführerin oder dem
Geschäftsführer wird das Studentenwerk durch die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Verwaltungs-
rates vertreten, die oder der dabei an die Beschlüsse
des Verwaltungsrates gebunden ist.“

7. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort
„soweit“ die Wörter „dieses Gesetz oder“ einge-
fügt.

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind
nicht öffentlich, soweit die Satzung nichts anderes
bestimmt.“

8. Die §§ 8 und 9 werden aufgehoben.

9. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Verwaltungs-
ausschuss“ durch das Wort „Verwaltungsrat“
ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Der Verwaltungsrat schreibt die Stelle der
Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers
öffentlich aus.“

10. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 5 wird das Wort „Verwaltungs-
ausschuss“ durch das Wort „Verwaltungsrat“
ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 6 werden die Wörter „und des
Verwaltungsausschusses“ gestrichen.

c) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Verwaltungs-
ausschusses“ durch das Wort „Verwaltungsrates“
ersetzt.

d) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „oder des
Verwaltungsausschusses“ gestrichen.

e) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „und des
Verwaltungsausschusses“ gestrichen.

In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „oder der Ver-
waltungsausschuss“ gestrichen.

11. § 12 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 einge-
fügt:

„Die Landeshaushaltsordnung findet mit Ausnahme
der haushaltsrechtlichen Behandlung der Erstattung
der Verwaltungskosten aus der Durchführung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes keine Anwen-
dung. Das Prüfungsrecht des Landesrechnungshofs
(§ 111 LHO) bleibt unberührt.“

12. § 13 wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „Absätzen 3
und 4“ durch die Wörter „Vorschriften dieses Ge-
setzes“ ersetzt.
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13. § 14 wird wie folgt geändert:

Nach dem Wort „regeln“ werden ein Semikolon und
die Wörter „Halbsatz 1 gilt vorbehaltlich einer
abweichenden besonderen Tarifvertragsregelung für
die Studentenwerke, sofern diese mindestens 25%
der dort beschäftigten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer erfasst“ eingefügt.

14. Die §§ 10 bis 16 in der Fassung dieses Gesetzes wer-
den die §§ 8 bis 14.

Artikel 2

Übergangsbestimmungen

(1) Die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses
Änderungsgesetzes bestehenden Organe nehmen ihre
Aufgaben nach der bisherigen Fassung des Studenten-
werksgesetzes wahr, bis der Verwaltungsrat nach den
Bestimmungen dieses Änderungsgesetzes neu gewählt ist.

(2) Der Verwaltungsrat ist zum 1. April 2005 nach den
Vorschriften dieses Änderungsgesetzes neu zu wählen.

Artikel 3

Neubekanntmachung

Das Ministerium für Wissenschaft und Forschung wird
ermächtigt, das Gesetz über die Studentenwerke im
Lande Nordrhein-Westfalen (Studentenwerksgesetz –
StWG) in der neuen Fassung gemäß Artikel 1 dieses
Gesetzes bekannt zu machen.

Artikel 4

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

Düsseldorf, den 6. Juli 2004

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

(L. S.) Peer  S t e i n b r ü c k

Der Finanzminister

Jochen  D i e c k ma n n

Die Ministerin
für Wissenschaft und Forschung

Hannelore  K r a f t

Der Minister
für Städtebau und Wohnen,

Kultur und Sport

Dr. Michael  V e s p e r

– GV. NRW. 2004 S. 381

2021
2023

Verordnung 
zur Durchführung eines Bürgerentscheides 

(BürgerentscheidDVO)

Vom 10. Juli 2004

Auf Grund des § 26 Abs. 10 in Verbindung mit § 130
Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch
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Gesetz vom 3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96), sowie des
§ 23 Abs. 9 in Verbindung mit § 65 der Kreisordnung
(KrO) für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW.
S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Februar
2004 (GV. NRW. S. 96), wird mit Zustimmung des für
kommunalpolitische Angelegenheiten zuständigen Aus-
schusses des Landtages verordnet:

§ 1 

Satzung

(1) Die Gemeinde regelt die Vorbereitung, Durchfüh-
rung und Auswertung eines Bürgerentscheids durch eine
Satzung (§ 7 GO) zeitnah nach In-Kraft-Treten dieser
Verordnung.

(2) Bei der Gestaltung der Satzung sind die §§ 2 bis 6
zu beachten.

§ 2 

Erleichterung für Menschen 
mit Behinderungen

Bei der Vorbereitung und der Durchführung der
Abstimmung sind die Maßgaben der §§ 32 Abs. 6, 34a
und 41 der Kommunalwahlordnung zu beachten.

§ 3 

Abstimmungsbenachrichtigung

Spätestens am Tag vor der Auslegung des Abstim-
mungsverzeichnisses benachrichtigt die Bürgermeisterin
oder der Bürgermeister die Stimmberechtigten, die in das
Abstimmungsverzeichnis eingetragen sind, über den Tag
des Bürgerentscheids, dessen Gegenstand und die Regeln
für deren Teilnahme an der Abstimmung.

§ 4 

Information der Stimmberechtigten

Zeitgleich mit der Nachricht nach § 3 werden die
Stimmberechtigten in geeigneter Weise über die Auffas-
sungen der Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens
und über die innerhalb der Gemeindeorgane (§ 40, § 36
GO) vertretenen Auffassungen informiert.

§ 5 

Stimmabgabe an der Abstimmungsurne 
und durch Brief

(1) Die oder der Stimmberechtigte kann die Stimme an
der Abstimmungsurne oder durch Brief abgeben.

(2) Die Satzung kann regeln, dass die Abstimmung
ausschließlich durch Brief erfolgt.

§ 6 

Abstimmungslokale

Die Gemeinde legt die Orte und die Zahl der Abstim-
mungslokale nach Maßgabe der örtlichen Gegebenheiten
sowie der Zahl der Stimmberechtigten je Stimmlokal
fest.

§ 7 

Bürgerentscheid 
an Stelle des Kreistages
– § 23 Kreisordnung –

(1) Die §§ 1 bis 6 und 8 dieser Verordnung gelten für
die Kreise entsprechend.

(2) Die kreisangehörigen Gemeinden haben den Kreis
bei der Vorbereitung und Durchführung eines Bürgerent-
scheids an Stelle des Kreistages im notwendigen Maße
gegen Kostenerstattung zu unterstützen.

§ 8 

In-Kraft-Treten 
und Außer-Kraft-Treten

Die Verordnung tritt am 1. Oktober 2004 in Kraft.
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Die Verordnung tritt mit Ablauf des 30. September
2009 außer Kraft.

Düsseldorf, den 10. Juli 2004

Der Innenminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Fritz  B e h r e n s

– GV. NRW. 2004 S. 383
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Zweiundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Bestimmung 
Großer kreisangehöriger Städte 

und Mittlerer kreisangehöriger Städte 
zu örtlichen Trägern 

der öffentlichen Jugendhilfe

Vom 10. Juli 2004

Aufgrund des § 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – AG-KJHG – vom
12. Dezember 1990 (GV. NRW. S. 664), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 29. April 2003 (GV. NRW. S. 254), wird
verordnet:

Artikel 1

In § 1 der Verordnung über die Bestimmung Großer
kreisangehöriger Städte und Mittlerer kreisangehöriger
Städte zu örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe
vom 8. November 1991 (GV. NRW. S. 553), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 5. Mai 2004 (GV. NRW.
S. 232), wird nach der Angabe „Marl,“ die Angabe
„Meckenheim,“ eingefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Düsseldorf, den 10. Juli 2004

Die Ministerin 
für Schule, Jugend und Kinder 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2004 S. 384


